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Verordnung
über das elektronische Verfahren der Gerichte

vom [Datum]

Betroffene SRL-Nummern:
Neu: ???
Geändert: –
Aufgehoben: –

Das Kantonsgericht des Kantons Luzern,

gestützt auf die §§ 26 Absatz 2 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. 
Juli 19721,

beschliesst:

I.

1 Allgemeines

§  1 Geltungsbereich
1 Diese Verordnung gilt für elektronische Verfahrenshandlungen vor den folgenden Be-
hörden:
a. dem Kantonsgericht,
b. den vom Kantonsgericht eingesetzten Aufsichtsbehörden und Prüfungskommis-

sionen,
c. der Schätzungskommission gemäss Enteignungsgesetz (EntG) vom 29. Juni 1970,
d. der Schätzungskommission gemäss kantonalem Jagdgesetz (KJSG) vom vom 4. 

Dezember 2017,
e. den übrigen Gerichten, soweit für ihre Verfahren das Verwaltungsrechtspflegege-

setz (VRG) vom 3. Juli 1972 anwendbar ist.

2 Übermittlungssysteme für den elektronischen 
Verkehr

§  2 Übermittlungssysteme im Allgemeinen
1 Übermittlungssysteme für elektronische Verfahrenshandlungen
a. stellen den Zeitpunkt der Übermittlung fest und protokollieren diese,
b. stellen sicher, dass die Eingaben und die behördlichen Mitteilungen vor unrecht-

mässiger Kenntnisnahme und vor Veränderung geschützt sind.

§  3 Zulässige Übermittlungssysteme (§ 26 Abs. 2 VRG)
1 Elektronische Verfahrenshandlungen erfolgen über die zentrale Plattform nach dem 
dem Bundesgesetz über den elektronischen Rechtsverkehr mit Gerichten und Behörden 
(BEKJ) vom 20. Dezember 2024 in Verfahren vor:
a. dem Kantonsgericht,
b. der Aufsichtsbehörde über die Anwältinnen und Anwälte,
c. der Aufsichtsbehörde über die Urkundspersonen,
d. den Schätzungskommissionen gemäss EntG und KJSG,
e. den übrigen Gerichten, soweit für ihre Verfahren das VRG anwendbar ist.
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2 Elektronischen Verfahrenshandlungen erfolgen für Verfahren vor den Prüfungskom-
missionen über die Basisdienste nach dem Teil 5 des Gesetzes über E-Government 
(EGovG) vom ... [1].
3 Elektronische Verfahrenshandlungen in Verfahren der Gerichtsverwaltung können 
über ein Übermittlungssystem erfolgen, wenn dieses in geeigneter Weise erlaubt:
a. die Partei beziehungsweise ihren Vertreter eindeutig zu identifizieren;
b. die Zeitpunkte der Übermittlung und der Zustellung eindeutig festzustellen; und
c. das Dokument bis zur Zustellung vor Veränderung und unberechtigter Kenntnis-

nahme zu schützen.

§  4 Format und elektronisches Siegel (Art. 26d Abs. 3 VRG)
1 Mitteilungen der Behörden sind im Format PDF/A, Beilagen in der Regel im Format 
PDF zu übermitteln.

2.1 Zentrale Plattform nach dem BEKJ

§  5 Zentrale Plattform
1 Soweit nach dieser Verordnung die zentrale Plattform gemäss BEKJ zur Anwendung 
gelangt, gelten dessen Bestimmungen sowie die dazugehörigen Verordnungen für die 
elektronische Übermittlung sinngemäss, sofern das VRG oder diese Verordnung nichts 
Abweichendes regeln.

§  6 Aktenführung
1 Die Behörden führen alle Akten elektronisch. Ausgenommen sind Akten, die sich aus 
technischen Gründen nicht dafür eignen.
2 Die Vorinstanz erfasst Beilagen zu ihrer Vernehmlassung (§ 136 VRG) elektronisch.
3 Gesuche in Papierform sind mit den Beilagen elektronisch zu erfassen. Die Behand-
lung der auf dem Postweg eintreffenden Einsendungen richtet sich nach den Artikeln 29 
und 30 BEKJ.

2.2 Onlineschalter nach dem EGovG

§  7 Formulare
1 Für die Gesuchsreinreichung stellen die Behörden im Onlineschalter Formulare zur 
Verfügung.
2 Beilagen zum Gesuch sind im Format zu übermitteln, welche im Formular genannt 
sind.
3 Sofern eine Unterschrift erforderlich ist, ist diese Anforderung über die Authentifizie-
rung für die Nutzung des Onlineschalters mittels Identitätsverwaltungssystem gemäss § 
14 EGovG erbracht. Ausnahmsweise kann eine von der Behörde zugewiesene Ziffern-, 
Buchstabe- oder Zeichenfolge der Authentifizierung dienen.

§  8 Fristenwahrung von Eingaben
1 Für die Wahrung einer Frist ist der Zeitpunkt massgebend, zu dem das Übermittlungs-
system die Eingabe automatisiert bestätigt.

§  9 Eingangs-, Abruf- und Nichtabholquittung bei Eröffnung
1 Nach der Bereitstellung der behördlichen Mitteilung im elektronischen Briefkasten er-
hält der Eingabesteller oder die Eingabestellerin automatisiert eine Eingangsquittung im 
elektronischen Briefkasten.
2 Der Eingabesteller oder die Eingabestellerin erhält beim erstmaligen Abruf der Mittei-
lung der Behörde im elektronischen Briefkasten automatisiert eine Abrufquittung.
3 Wird die Mitteilung innert der Abholfrist nicht abgerufen, erhält der Eingabesteller 
oder die Eingabestellerin automatisiert eine Nichtabholquittung.
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4 Eingangs-, Abruf- und Nichtabholquittungen sind mit einem elektronischen Siegel und 
einem qualifizierten elektronischen Zeitstempel nach dem Bundesgesetz über die elek-
tronische Signatur([1]) vom 18. März 2016 zu versehen.
5 Die Quittungen stehen auch der Behörde zur Verfügung.

§  10 Format und elektronisches Siegel (Art. 26d Abs. 3 VRG)
1 Mitteilungen der Behörden sind im Format PDF/A, Beilagen in der Regel im Format 
PDF zu übermitteln.
2 Mitteilungen der Behörden sind mit einem geregelten elektronischen Siegel nach dem 
Bundesgesetz über die elektronische Signatur (ZertES) vom 18. März 2016 zu versehen.

3 Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und 
Bildübertragung in Verwaltungsgerichtsverfahren

§  11 Mündliche Verfahrenshandlungen
1 Die technischen Voraussetzungen sowie die Anforderungen an den Datenschutz und 
die Datensicherheit beim Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung bei 
mündlichen Verfahrenshandlungen richtet sich nach der eidgenössischen Verordnung 
über den Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung in Zivilverfahren 
(VEMZ) vom 16. Oktober 2024.

II.
Keine Fremdänderungen.

III.
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Die Verordnung ist im Kantonsblatt zu veröffentlichen. Sie tritt am ... in Kraft.

Luzern, ...

Im Namen des Kantonsgerichtes des Kantons Luzern
 
Der Präsident: ...
Der Generalsekretär: ...
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